













Die „Charta von Athen“, 1933 auf dem Internationalen 
Kongress für Neues Bauen verabschiedet, legte bereits 
vor knapp 80 Jahren die stadtplanerischen Grundlagen 
für die weltweite Auto- und Staugesellschaft. Indem sie 
Stadtplanern und Architekten bei künftiger Siedlungs-
entwicklung die Trennung von Arbeiten, Wohnen und 
Leben vorschlug, zerbrach in den folgenden Jahrzehnten 
die kleinräumige Vernetzung von städtischen Funktions-
bereichen. Die Folge waren nicht nur verödete Innenstäd-
te, sondern vor allem ein starker Anstieg des Verkehrs. 
Diese Entwicklung wird dadurch verstärkt, dass Planer 
und Entscheidungsträger in der Verkehrspolitik sowohl 
im Norden als auch im Süden weiterhin schwerpunktmä-
ßig auf den Straßenverkehr setzen. Hintergrund scheint 
immer noch der Gedanke zu sein, dass Wachstum von 
Verkehr und individueller Mobilität ein Wachstum an 
Wohlstand induziert.
Auch in der Entwicklungszusammenarbeit wird der 
massive Ausbau von Straßeninfrastruktur als Schlüssel 
für Wohlstand und ökonomisches Wachstum gesehen – 
und steht dementsprechend in Schwellen- und Entwick-
lungsländern gegenwärtig hoch im Kurs. Diese einseitige 
Schwerpunktsetzung wurde durch niedrige Transport-
kosten und den Glauben an eine unbegrenzte Verfügbar-
keit von fossilen Brennstoffen befördert. Die Folge war 
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Mobilität ist eine der Grundvoraussetzungen für soziale und ökonomische Entwicklung. Effektive Transport-
strukturen sind unerlässlich für wirtschaftliche Produktionsprozesse, Gütertransport und Handel. Den Menschen 
ermöglicht Mobilität Zugang zu Märkten, Arbeitsplätzen, Bildung und Gesundheit. Besonders in Schwellen- und 
Entwicklungsländern nimmt sie einen entscheidenden Stellenwert bei der Armutsbekämpfung ein.
Dennoch ist die heutige Mobilitätskultur, wie sie sich vor allem in den Industrieländern darstellt und von Entwick-
lungsländern weitgehend nachgeahmt wird, nicht tragfähig: Sie basiert auf dem Konzept, Wohlstand und Ent-
wicklung durch mehr Verkehr und Infrastruktur zu fördern. Die steigende Motorisierung führt zu einem erhöhten 
Ausstoß von klimaschädlichen Treibhausgasen und gesundheitsgefährdenden Emissionen. Besonders in Städten 
belastet die wachsende Anzahl privater Fahrzeuge die Infrastruktur, was sich wiederum negativ auf ökonomische 
Prozesse auswirkt. 
Ein Paradigmenwechsel in der Transportpolitik ist unerlässlich, um eine gesellschaftlich und ökologisch tragfähige 
Mobilität der Zukunft zu erreichen. Dazu müssen auch die Folgen gegenwärtiger Mobilitätsstile stärker reflektiert 
werden. Das Policy Paper beleuchtet in einem ersten Schritt die negativen Auswirkungen der heutigen Mobilitäts-
kultur und präsentiert Kriterien für nachhaltige Mobilität, die derzeit auf globaler Ebene diskutiert werden. In einem 
weiteren Abschnitt werden die besonderen Mobilitätsherausforderungen in Schwellen- und Entwicklungsländern 
dargestellt. Welche Rolle technologische Innovationen im Verkehrssektor einnehmen und wie der notwendige Be-
wusstseinswandel im Mobilitätsverhalten erreicht werden kann, erläutert der vierte Abschnitt. Ihm folgen Fallbei-
spiele aus unterschiedlichen Weltregionen, die für eine erfolgreiche Transformation von Mobilitätskultur stehen. 
Abschließend wird die Bedeutung der internationalen Ebene für die Förderung nachhaltiger Mobilitätsstrukturen 
eingehender betrachtet.
I. „Der Weg ist das Ziel?“: Die negativen Auswirkungen unseres 
heutigen Mobilitätsstils
eine Massenmotorisierung und Individualisierung der 
Mobilität in den wohlhabenden Ländern des Nordens. 
Der sich daraus ergebene Lebens-, Konsum- und Mobi-
litätsstil wurde und wird von den aufstrebenden Gesell-
schaften des Südens als Symbol für Reichtum, Freiheit 
und Erfolg – und somit als universell anzustrebendes 
Ziel – wahrgenommen. Mobilität wurde schleichend 
zum Selbstzweck: Grundlage der Verkehrsplanung war 
nicht nur die Erreichbarkeit von Zielen wie Arbeitsplätze, 
Schulen, Einkaufsmöglichkeiten oder medizinische Ver-
sorgung, sondern auch die Maximierung der individuel-
len Mobilität durch mehr Straßen und mehr Fahrzeuge. 
Es gehört immer noch zum Leitbild vieler Politiker und 
Planer, die Befriedigung der zunehmenden Verkehrs-
nachfrage durch die Nutzung des PKW als Normalfall 
anzusehen und die wachsenden Platzprobleme im städ-
tischen Raum mit breiteren oder hochgelegten Straßen 
und unterirdischem Parkraum zu beantworten. Sie setz-
ten weiter auf business as usual, auf liebgewonnene und 
tradierte Muster einer auf Individualität basierenden und 
energieintensiven Mobilitätskultur.
Die Massenmotorisierung und die auf den Straßenbau 
zentrierte Entwicklung bringen eine Vielzahl an Proble-
men mit sich. Obwohl Verkehrswachstum grundsätzlich 
mit der Hoffnung auf ökonomische Entwicklung verbun-
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den ist, verhindert es diese zugleich: Jeden Tag werden 
in São Paulo, Peking, Delhi, Johannesburg und anderswo 
Millionen neuer PKW zugelassen. Aus all diesen Fahr-
zeugen werden jedoch schnell „Stehzeuge“, die in endlo-
sen Staus den Verkehr zum Erliegen bringen. Der um sich 
greifende „Verkehrsinfarkt“ hat konkrete wirtschaftliche 
Folgen: Wenn Arbeitnehmer nicht rechtzeitig am Arbeits-
platz sind oder Güter nicht pünklich ausgeliefert werden 
können, ist dies nicht nur ein betriebswirtschaftlicher, 
sondern in der Gesamtbilanz letztlich auch ein volkswirt-
schaftlicher Schaden. 
Zudem verursachen derartige Mobilitätsstrukturen er-
hebliche gesundheitliche Probleme. In den Ländern des 
globalen Südens resultieren mehr als dreiviertel der Luft-
verschmutzung aus dem Transportsektor. Die verkehrs-
induzierten Schadstoffe in der Luft – vor allem Rußp-
artikel, Schwefeldioxide und Stickstoffoxide – können 
je nach Art des Stoffes und der vorherrschenden Kon-
zentration die menschliche Gesundheit beeinträchtigen 
(hauptsächlich Erkrankungen der Atemwege und des 
Kreislaufsystems) oder im schlimmsten Fall zum Tode 
führen. Diese Emissionen sind verantwortlich für jährlich 
weltweit zwei Millionen Opfer von Atemwegserkrankun-
gen. Allein durch die gefährlichen Rußpartikel sterben ca. 
600.000 Menschen pro Jahr. 
Noch dramatischer sind die Zahlen im Bereich Ver-
kehrssicherheit. Weltweit sterben jährlich mehr als 1,2 
Millionen Menschen an den Folgen von Verkehrsunfäl-
len, 80 Prozent davon in den Ländern des globalen Sü-
dens. Berechnungen der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) gehen davon aus, dass ab dem Jahr 2020 der Un-
falltod im südlichen Afrika die Haupttodesursache für 
Kinder zwischen 5 und 15 Jahren sein wird; die WHO 
spricht in diesem Zusammenhang von einer „versteck-
ten Epidemie“. Die täglichen Verkehrstoten werden 
von den Medien nicht mehr wahrgenommen und von 
der Gesellschaft als notwendiges Opfer der Mobilität 
hingenommen. Meist sind es Fußgänger, Fahrrad- und 
Motorradfahrer sowie Insassen von Kleinbussen, die 
bei Verkehrsunfällen ums Leben kommen. Damit sind 
es besonders die ärmeren Bevölkerungsteile, die die 
Hauptgruppe der Betroffenen darstellen. Studien in 
Asien haben ergeben, dass nach einem unfallbedingten 
Ausfall des Hauptverdieners meist die gesamte Familie 
unter die Armutsgrenze fällt.
Dies führt zu einem weiteren Problembereich auto- und 
straßenbauzentrierter Entwicklung: einem extrem un-
gleichen sozialen Zugang zu effektiven Mobilitätsopti-
onen und gleichzeitig einer ungerechten Verteilung von 
Investitionen und deren Folgekosten. Ärmere Bevölke-
rungsschichten in ländlichen Gebieten oder am Stadt-
rand können sich weder ein eigenes Auto noch Fahrkar-
ten für Bus und U-Bahn leisten. Sie gehen zu Fuß oder 
fahren mit dem Fahrrad und sind damit den bereits 
genannten Verkehrsgefährdungen im Besonderen aus-
gesetzt. Der Zugang zu wichtigen Versorgungseinrich-
tungen wie Schulen und Krankenhäusern bleibt ihnen 
weitgehend verwehrt. Verschärfend kommt hinzu, dass 
staatliche Investitionen hauptsächlich in den Ausbau 
von Straßen fließen und damit vor allem die privaten 
PKW-Besitzer begünstigen, die nur etwa 10 Prozent der 
Bevölkerung im städtischen Raum ausmachen. Diese 
10 Prozent nehmen 90 Prozent des Straßenraumes ein, 
wohingegen Fußgänger und Radfahrer um die verblei-
benden Flächen konkurrieren müssen.
Auch auf der ökologischen Ebene zeigen sich die ne-
gativen Auswirkungen des Verkehrssektors. In den 
OECD-Ländern geht mittlerweile fast ein Viertel (24 
Prozent) der Treibhausgase auf Transport und Ver-
kehr zurück. Der Verkehr fügt dem Klima – zusammen 
mit den Kraftwerken und der Landwirtschaft – den 
größten Schaden zu. Innerhalb des Verkehrsbereiches 
verursacht der Straßenverkehr den größten Anteil an 
schädlichen Emissionen (in den Industrieländern ca. 80 
Prozent). 500 Millionen PKW in aller Welt stoßen vier 
Milliarden Tonnen Kohlendioxid pro Jahr aus. Rechnet 
man noch Straßenbau, Autoherstellung und Raffinerien 
hinzu, beträgt der Anteil des Verkehrs am CO2-Ausstoß 
fast ein Drittel.
Weiterhin zeichnet sich der Verkehrssektor durch eine 
große Abhängigkeit vom Erdöl aus. Denn 95 Prozent 
des weltweiten Transports sind immer noch auf Erd-
öl angewiesen. Jeden Tag werden über 80 Millionen 
Barrel Erdöl konsumiert – der Großteil im Transport-
bereich, der inzwischen  60 Prozent des Erdöls welt-
weit verschlingt. Durch Bevölkerungswachstum und 
wirtschaftliche Entwicklung wird mit einem weiteren 
massiven Anstieg gerechnet. So hat sich der Erdölver-
brauch seit 1960 in den USA verdoppelt und in Europa 
vervierfacht.
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II. Globale Herausforderung: Konsens über Kriterien für nachhaltige 
Mobilität
Um den negativen Auswirkungen des Transportsektors 
entgegenzutreten, versuchen Experten seit einigen Jahren, 
Vorschläge für einen global tragbaren Konsens über den 
Begriff der Nachhaltigkeit im Transport zu finden, der 
auch Kriterien für nachhaltige Mobilität festschreibt. Dies 
scheint umso bedeutsamer, weil transportpolitische Ziel-
setzungen und Mobilitätsmaßnahmen in den Gesellschaf-
ten bislang oft nur auf den Zeitraum einer Amts- oder Le-
gislaturperiode begrenzt sind. Um Strukturen zu schaffen, 
die auch für kommende Generationen Mobilität sichern, 
gerät der Aspekt der „Zukunftsfähigkeit“ von Maßnah-
men damit viel stärker in den Mittelpunkt. Eine Definition 
zukunftsfähiger Entwicklung stand bereits vor 30 Jahren 
im Mittelpunkt der internationalen Debatte. Die 1983 von 
den Vereinten Nationen eingesetzte Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung (Brundtland-Kommission) de-
finierte 1987 den Begriff der generationenübergreifenden 
Nachhaltigkeit: 
„Entwicklung zukunftsfähig zu machen, heißt, dass die 
gegenwärtige Generation ihre Bedürfnisse befriedigt, ohne 
die Fähigkeit der zukünftigen Generationen zu gefährden, 
ihre eigenen Bedürfnisse befriedigen zu können.“ 
Für nachhaltige Mobilität würde dies bedeuten, dass sie in 
ihrer sozialen Dimension die Bedürfnisse der Menschen 
innerhalb und zwischen den Generationen auf gerechten 
und gleichen Zugang zu Märkten und Gesundheitsdiens-
ten, Bildungschancen und Arbeitsplätzen sowie Teilhabe 
an politischen und kulturellen Prozessen sichert. Zum 
zweiten sollte nachhaltige Mobilität in ihrer ökonomi-
schen Dimension effiziente Optionen für Personen- und 
Gütertransport sowie eine regional ausbalancierte Ent-
wicklung sichern und ermöglichen – bei Beachtung der 
finanziellen Möglichkeiten und Belastungen für jetzige 
und künftige Generationen. Schließlich sollte sie in ihrer 
ökologischen Dimension die Emission von Luftschad-




Land- und Flächenverbrauch durch 
Transportinfrastruktur  
(in % der Gesamtfläche)
Vermeidung der Zersiedelung und Umweltzerstörung 
durch Transportinfrastruktur 
Auswirkung niedrig
Pro-Kopf Treibhausgasemission des 
Transsportsektors
Verringerung der Auswirkungen des Transsportsektors 
auf den Klimawandel 
Auswirkung mittel
Prozentsatz der von Luftschadstoffen betroffenen 
Bevölkerung  (z.B. Feinstaubbelastung, nicht-
Methan Kohlenwasserstoff-Emissionen, ...)




Verkehrstote Reduzierung der Anzahl Verkehrstoter und -verletzter Auswirkung hoch
Nutzungsanteil an öffentlichen Verkehrsmitteln/ 
nicht-motorisierten Transportmitteln 
Förderung des Zugangs zu umweltverträglichen 
Transportmitteln für den Großteil der Bevölkerung
Ergebnis mittel
Anteil der Transportkosten an den gesamten 
Haushaltsausgaben 
Bereitstellung von preisgünstigen Transportmitteln für 
alle Gesellschaftsschichten 
Ergebnis mittel
Mindestbesteuerung von Treibstoffen Einbeziehung der externen Kosten der auf fossilen 
Treibstoffen basierenden Transportmittel 
Leistung hoch
Wirtschaft









Partizipatorische Planungsprozesse Beteiligung der Öffentlichkeit bei Entscheidungs-
prozessen in Transportpolitik und -projekten 
Leistung niedrig
Tabelle 1: Zehn Indikatoren für nachhaltigen Transport
Quelle: GIZ, Developing Practical Tools for Evaluation in the Context of the CSD Process, Eschborn 2011, S. 12 (eigene Übersetzung)
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stoffen, Treibhausgasen und Lärm sowie den Flächenver-
brauch des Verkehrs auf ein Minimum reduzieren.
Dennoch fehlt auf lokaler wie auf globaler Ebene bisher 
eine allgemeingültige Definition des Begriffs nachhaltige 
Mobilität. Verschiedene Institutionen und Expertenor-
ganisationen wie das Institute for Transportation and De-
velopment Policy, das World Research Institutes, die GIZ, 
das European Institute for Sustainable Transport und das 
Sustainable Low Carbon Transport Netzwerk SLOCAT haben 
daher eine Liste von Indikatoren und zugeordneten Zie-
len zur Diskussion gestellt (vgl. Tabelle 1). Im Kern gehen 
die Indikatoren auf die drei beschriebenen Dimensionen 
von Nachhaltigkeit ein (Umwelt, soziale Gerechtigkeit 
und Wirtschaft):  Umwelt-Indikatoren messen den CO2-
Verbrauch pro Einwohner („CO2-Fussabdruck“), den 
Flächenverbrauch des Transportsektors sowie den Anteil 
der Bevölkerung, der einer hohen Luftverschmutzung 
ausgesetzt ist. Soziale und ökonomische Indikatoren mes-
sen u. a. die Zahl der Verkehrstoten, den Anteil der Trans-
portkosten an den gesamten Haushaltsausgaben sowie 
die nationale und lokale Investitionsrate für nachhaltige 
Verkehrsmittel. Hinzu kommt noch als vierte Dimension 
gute Regierungsführung. Sie misst, wie stark Betroffene 
in Planungs- und Entscheidungsprozesse eingebunden 
werden. 
Solche allgemeingültigen Kriterien und Indikatoren für 
nachhaltige Mobilität bieten die Möglichkeit, Wirkungs-
zusammenhänge zu erkennen und anhand von ver-
gleichbaren und verlässlichen Daten zu überprüfen, ob 
Maßnahmen erfolgreich umgesetzt und inwiefern die 
entsprechenden Ziele erreicht wurden. Zudem bieten sie 
Geberorganisationen einen gültigen und transparenten 
Maßstab, mit dem sich Projekte planen, messen und ver-
gleichen lassen. 
Um diese Kriterien erfolgreich zu implementieren, ist 
ein Set von unterschiedlich ausgerichteten Maßnahmen 
erforderlich. Zum einen wären dies ökonomische und 
regulative: Als sogenannte Push-Maßnahmen würden sie 
helfen, die weniger nachhaltigen Verhaltensweisen zu re-
duzieren.  Dazu zählen Zugangsbeschränkungen für KFZ 
in Städten wie Umweltzonen oder City-Maut, weiträumi-
ge und signifikante Geschwindigkeitsreduktion auf Stra-
ßen, strikte Parkraumpolitik oder eine hohe Besteuerung 
verbrauchsintensiver Automobile. Das Ziel ist vor allem, 
Individualmobilität zu reduzieren. Auch regulative und 
ökonomische Maßnahmen zur Beschränkung des LKW-
Verkehrs oder die Besteuerung von Flugreisen gelten als 
wirksame Instrumente, um auf effizientere und nachhal-
tigere Verkehrsarten umzusteigen.  
Zum anderen wären auf breiter Ebene konstruktive Maß-
nahmen umzusetzen. Diese Pull-Maßnahmen würden in 
positiver Weise die nachhaltigeren Verkehrsarten attrak-
tiver machen. Ein städtisches Fahrradwegenetz mit kom-
fortablen, sicheren und separaten Wegen sowie bewachte 
Fahrradparkplätze, ein integrierter, qualitativ hochwer-
tiger, effizienter und gleichsam günstiger öffentlicher 
Personennahverkehr (ÖPNV), die Umsetzung von shared 
space in Wohngebieten (Gemeinschaftsstraßen, auf denen 
alle Verkehrsteilnehmer die gleichen Rechte haben) oder 
die Einführung von Bike- und Car-Sharing-Systemen 
würden den Umstieg begünstigen.
Die Mobilitätspolitik in urbanen Räumen sollte Fußgän-
ger, Fahrradfahrer und den ÖPNV gegenüber dem pri-
vaten motorisierten Verkehr klar bevorzugen – und zwar 
bei Stadtplanung, Infrastrukturerstellung und Verkehrs-
regulierung. Dies kann aber nur dann gelingen, wenn 
Flächennutzung und Stadtplanung auf Mischnutzung, 
Verdichtung von Wohnen (compact cities) sowie auf poly-
zentrische Städte und kurze Distanzen setzen.
Empfehlung
Ein globaler Konsens über Kriterien und Indikato-
ren nachhaltiger Mobilität ist dringend notwendig. 
Dadurch können zuverlässige und vergleichbare Da-
ten sowie gemeinsame Ziele ermittelt werden, um 
Verkehrsmaßnahmen erfolgreich umzusetzen und 
zu evaluieren. Bei der Implementierung nachhalti-
ger Verkehrskonzepte müssen Verantwortliche ver-




Schwellen- und Entwicklungsländer sind mit unter-
schiedlichen Mobilitätsherausforderungen konfrontiert 
– je nachdem, ob man die Situation in Städten oder auf 
dem Land betrachtet. In städtischen Gebieten herrscht 
in der Regel ein Zuviel an Verkehr: Dort konzentrieren 
sich Bevölkerung und Wirtschaft auf engstem Raum. Die 
Produktivitäts- und Zeitverluste aufgrund von Staus und 
ineffizienter Infrastruktur belasten die wirtschaftliche 
Entwicklung bereits erheblich. In Bangkok beispielsweise 
rechnet man mit einem Verlust an Wirtschaftseinkommen 
von mittlerweile fast 10 Prozent. Zudem dominiert beim 
öffentlichen Transportwesen vor allem in Lateinamerika 
und Afrika der Privatsektor. In diesen wachsenden urba-
nen Agglomerationen bestimmen neben dem PKW vor 
allem Minibusse und Motorradtaxis das Leben auf den 
engen und bereits überfüllten Straßen und Plätzen. Der 
Platz für Massentransportmittel, aber auch für Radfah-
rer und Lastentransport mit Dreirädern schrumpft zuse-
hends. Fahrradfahrer müssen sich mit Straßenrandberei-
chen begnügen und kämpfen dort mit Fußgängern und 
Straßenhändlern um jeden Quadratmeter.
Lokale Entscheidungsträger sind mit den beschriebenen 
Herausforderungen oft heillos überfordert. Sie verfolgen 
die vom Norden vorgelebte autozentrierte Entwicklung 
und haben keine Konzepte, um den wachsenden Mobili-
tätsproblemen zu begegnen. Auf Planungsebene arbeiten 
hauptsächlich Ingenieure und vorwiegend technisch aus-
gebildete Verkehrsplaner. Sie sind in der Regel schlecht 
bzw. einseitig ausgebildet, mit einem starken Fokus auf 
Infrastrukturausbau, besseren Verkehrsfluss und Staube-
seitigung. Eine ganzheitliche Sichtweise auf Stadt- und 
Verkehrsplanung, die auch alternative Transport- und 
innovative Siedlungsstrukturen mit einbezieht, ist oft-
mals nicht vorhanden. Neben integrierten Denk- und Lö-
sungsansätzen fehlen aber auch verlässliche Daten und 
Erhebungsverfahren, um Probleme qualitativ und quan-
titativ zu identifizieren – wie zum Beispiel bei der Frage 
der Verkehrssicherheit. Ebenso mangelt es Planern an 
Evaluierungsmethoden, um den Erfolg ergriffener Maß-
nahmen zu belegen oder aus Fehlern bei Konzipierung 
und Umsetzung zu lernen. So befinden sich viele Städte 
in einem Teufelskreis, indem sie auf mehr Infrastruktur 
setzen und mehr wertvollen städtischen Raum opfern, 
was letztendlich nur mehr Verkehr, Lärm und Emissio-
nen nach sich zieht, auf die sie wiederum mit den glei-
chen Mustern reagieren. 
Ländliche Mobilität
90 Prozent des Verkehrs im ländlichen Afrika ist nicht-
motorisiert; Fußverkehr ist die dominante Fortbewe-
gungsart. Auch in Asien und Lateinamerika zeigt sich ein 
ähnliches Bild. Während Städte in Entwicklungsländern 
mit einem Zuviel an Verkehr konfrontiert sind, ist die 
Situation in den ländlichen Gebieten genau umgekehrt: 
Hier besteht ein Zuwenig an Verkehrsinfrastruktur und 
ein Mangel an kostengünstigen Mobilitätsangeboten. Vor 
allem die Erschließung durch ÖPNV sowie die Erreich-
barkeit von Märkten sind unzureichend, was fatale Fol-
gen hat. Gerade in den peripheren Gebieten Afrikas und 
Teilen von Südamerika und Asien stagniert oder steigt 
noch immer die Mütter- und Kindersterblichkeit – v.a. 
aufgrund mangelnden Zugangs zu medizinischen Ein-
richtungen. Auch die Nahrungsmittelversorgung solcher 
Regionen ist instabil und bricht bereits bei kleineren Dür-
ren, Missernten oder Überschwemmungen zusammen. 
Viele Bewohner ländlicher Gebiete haben zudem keinen 
ausreichenden Zugang zu Bildungseinrichtungen. In Af-
rika müssen Kinder oft stundenlang laufen, um dann er-
schöpft die Grundschule zu erreichen. Studien belegen, 
dass die Entfernung zur Schule in einem direkten Zu-
sammenhang mit dem Lernerfolg steht. Weiterführende 
Schulen im ländlichen Raum sind noch spärlicher gesät 
und dadurch kaum oder nur mit hohem Kostenaufwand 
erreichbar. Ländliche Armut, so lässt sich zusammenfas-
sen, hängt unmittelbar von der Erreichbarkeit der eige-
nen Ackerflächen, von sicheren Wasserstellen, Märkten, 
Schulen und Gesundheitszentren ab. Der Mangel an ef-
fektiven Mobilitätsstrukturen verschärft daher die Armut 
im ländlichen Raum erheblich. 
III. Ausgangsbedingungen in Schwellen- und Entwicklungsländern
Empfehlung
Verkehrsplaner in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern müssen die unterschiedlichen Mobilitätsheraus-
forderungen in der Stadt und auf dem Land differen-
ziert behandeln. Während in städtischen Gebieten 
eine vorausschauende und effiziente Stadt- und Ver-
kehrsplanung einen zentralen Stellenwert einnimmt, 
muss auf dem Land der Zugang der Bevölkerung zu 
effektiven Transportstrukturen durch gezielten Aus-
bau der Infrastruktur verbessert werden.
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Wie können wir unnötigen Verkehr vermeiden und We-
gedistanzen kürzen? Wie machen wir Bus-, Bahn- und 
Radfahren konkurrenzfähig zum Automobil? Und wie 
können wir die Verkehrsleistung insgesamt reduzie-
ren – sowohl bei den Personen- als auch bei den Ton-
nenkilometern? Die Antwort lautet: multifunktionale, 
verdichtete Städte mit kurzen Wegen, vernetzten Ver-
kehrsmitteln im städtischen und ländlichen Raum und 
einer optimierten Standortpolitik für Betriebe. Zusam-
men sorgt dies für Versorgungssicherheit mit Gütern 
und ermöglicht den gerechten Zugang zu Märkten und 
Arbeitsplätzen sowie zu kulturellen und politischen 
Prozessen. Visionäre und am Menschen orientierte 
Stadtarchitektur kann die urbanen Räume wieder zum 
Treffpunkt für Erholung, Kommunikation und gegen-
seitigen Austausch machen.  
Ein solcher Wandel betrifft nicht nur den Verkehrssek-
tor, sondern auch angrenzende Gebiete der Stadt- und 
Raumplanung, der Architektur und der Wirtschaftspo-
litik. Der Verkehrssektor muss diesen Wandel mit ge-
eigneten politischen Konzepten unterstützen. Eine be-
deutende Rolle spielt dabei die international anerkannte 
Dreifach-Strategie Avoid/Shift/Improve (Vermeiden/Ver-
lagern/Verbessern, vgl. Abbildung 1).
AVOID (Vermeiden)
Ausgangspunkt der Überlegungen sind die Zusammen-
hänge zwischen Mobilität und Siedlungsstrukturen. Die 
Siedlungsdichte eines Raumes bestimmt die relative 
Attraktivität von Verkehrsträgern. So nimmt zum Bei-
spiel die Bedeutung des Automobils mit der Siedlungs-
IV. Neue Wege zu nachhaltiger Mobilität
Abbildung 1: Vermeiden-Verlagern-Verbessern (Das Avoid-Shift-Improve-Konzept)
Quelle: Bräuninger, Michael u. A., Wege zum nachhaltigen Stadtverkehr in Entwicklungs- und Schwellenländern, hrsg. vom Umwelt-
bundesamt, Dessau-Roßlau 2011, S. 9
Strategien zur Treibhausgas-Vermeidung
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dichte ab. Wichtig dabei ist die Mischung von Funktionen 
wie Wohnen, Leben/Freizeit, Arbeiten und Versorgung. 
Während siedlungsstrukturell in den Industrieländern 
die Suburbanisierung ein Problem darstellt, ist in Schwel-
len- und Entwicklungsländern die rapide Verstädterung 
das Hauptproblem. Dementsprechend sind unterschied-
liche Instrumente erforderlich. In den Industrieländern 
muss der Zersiedelung der Landschaften entgegenge-
wirkt werden. Hierzu sollten (preisliche) Anreize zu kür-
zeren über- und innerörtlichen Wegstrecken und zum 
Verzicht auf Kraftfahrzeuge gesetzt werden. In den Ent-
wicklungs- und Schwellenländern könnte die vermehrte 
Schaffung von Unterzentren Teil einer Lösungsstrategie 
sein. In dem Wissen, dass im Jahre 2050 etwa 70 Prozent 
der Weltbevölkerung in Städten leben werden, verdient 
die Avoid-Teilstrategie unter dem Gesichtspunkt der 
nachhaltigen Mobilität besondere Aufmerksamkeit.
Spezifisch ist die Situation in Megacities mit mehr als 
zehn Millionen Einwohnern. Es existieren derzeit welt-
weit mindestens 30 Megacities, in denen bereits 10 Pro-
zent der Weltbevölkerung leben. Die planerischen und 
ökonomischen Herausforderungen der Siedlungs- und 
Verkehrspolitik sind hier besonders groß, da sehr leis-
tungsfähige und hochkomplexe Verkehrssysteme benö-
tigt werden, die zudem während des Wachstumsprozes-
ses implementiert werden müssen. 
SHIFT (Verlagern)
Wie im Folgenden noch näher ausgeführt wird, orien-
tiert sich die öffentliche Diskussion hauptsächlich an 
technischen Lösungen, insbesondere an der Steigerung 
der Fahrzeugeffizienz und an der Nutzung von alterna-
tiven Kraftstoffen. Nachfrageorientierte, nicht-technische 
Maßnahmen, die zu einer Verlagerung auf nachhaltigere, 
umweltfreundliche Verkehrsmittel wie ÖPNV, Fahrrad, 
Fußverkehr oder Car-Sharing führen, werden hingegen 
oft nicht einbezogen oder als ineffektiv angesehen. Eine 
Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche Transport-
mittel hat aber erhebliche Vorteile. So wird die Zahl 
der Verkehrsunfälle reduziert und beispielsweise beim 
Radfahren die körperliche Aktivität und Gesundheit ge-
fördert. Ein wichtiges Instrument in diesem Zusammen-
hang ist das Nachfragemanagement (Travel Demand Ma-
nagement/TDM). Dies beinhaltet die Verkehrsverlagerung 
auf umwelt- und sozialverträgliche Verkehrsmittel durch 
Push- und Pull-Maßnahmen wie Geschwindigkeitsma-
nagement, Parkraumbegrenzung oder die Erhöhung der 
Servicequalität alternativer Verkehrsmittel.
IMPROVE ( Verbessern)
Technologische Innovationen – vor allem in den Berei-
chen Antriebssysteme und Kraftstoffe – sind ein Weg, um 
Emissionen im Verkehrssektor zu reduzieren. Dennoch 
sind sie mit einer Reihe von Problemen verbunden und 
keineswegs allein dazu in der Lage, den Wandel zu einer 
nachhaltigen Form von Mobilität zu befördern. Emissi-
onsfreie Elektroautos werden gegenwärtig als eine der 
Alternativen zu herkömmlich angetriebenen Fahrzeugen 
präsentiert. Dennoch stellt sich hier neben der immer 
noch begrenzten Reichweite der Elektroautos die Frage 
der Energieerzeugung. Erhebliche Zweifel sind ange-
bracht, ob Megacities wie Lagos, Mexico Stadt oder São 
Paulo eine entsprechende Infrastruktur und eine verläss-
liche Stromerzeugung aus nichtfossilen Energiequellen 
gewährleisten können. Zudem ist davon auszugehen, 
dass der Effizienzgewinn durch bessere Motoren von 
der weltweiten Motorisierung und vom Güterverkehrs-
wachstum überkompensiert wird. Es ist bekannt, dass 
zusätzliche Einsparungen oft durch mehr gefahrene Kilo-
meter wieder wettgemacht werden. Der Beitrag effizien-
ter Autos zu einer nachhaltigeren Gestaltung der Mobili-
tät ist damit begrenzt.
Auch der Ansatz, die Abhängigkeit des Verkehrssek-
tors von Erdöl durch die verstärkte Nutzung von Bio-
kraftstoffen zu reduzieren, ist mit erheblichen Risiken 
behaftet. Die weltweit steigende Produktion von Bio-
kraftstoffen führt zu einer massiven Flächenkonkurrenz 
zwischen dem Anbau von Pflanzen für Energieerzeu-
gung und für Nahrungsmittel. Land- und Preisspeku-
lationen sind die Folge, die Hungersnöte und Armut 
insbesondere in Entwicklungsländern auf dramatische 
Weise verstärken.
Alle Konzepte zur Verkehrsverlagerung-, -verbesse-
rung und -vermeidung können grundsätzlich nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie das Verhalten der Verkehrs-
teilnehmer mit einbeziehen. Denn die negativen Aus-
wirkungen der heutigen Mobilität werden in der Regel 
nicht reflektiert. Für viele ist das Auto weiterhin ein tief 
in unserer Alltagskultur verankertes Statussymbol. Die 
Hinwendung zu nachhaltigen Transportmitteln erfor-
dert daher einen kollektiven Lern- und Umdenkungs-
prozess. Dieser wird entscheidend dadurch befördert, 
dass im Sinne der Pull-Strategie Alternativen zum Auto 
attraktiv gestaltet werden. Radfahren könnte beispiels-
weise als gesundheitsfördernde tägliche Fitnessübung 
beworben, die Nutzung von Bus und Bahn durch gerin-
ge Ticketpreise und ein gut ausgebautes Verkehrsnetz 
befördert werden. Innovative und nachhaltige Mo-
bilitätsformen können so zu einer Art „neuer Mode“ 
werden, die gesellschaftlich akzeptiert ist. Dabei spie-
len auch kommunikative Prozesse eine entscheidende 
Rolle; Spielfilme und Werbung sollten weniger das Bild 
vom Auto als dominantem Verkehrsmittel transportie-
ren, sondern vielmehr die Attraktivität nachhaltiger 
Transportmittel aufzeigen. 
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Ansätze einer Transformation von Mobilitätskultur sind 
bereits in einigen Städten in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern zu beobachten, beispielsweise in Guangzhou 
(China) oder in Medellin (Kolumbien). Obwohl gera-
de in diesen Ländern der „Transportdruck“ besonders 
hoch ist und die institutionellen Möglichkeiten begrenzt 
sind, haben sie in den letzten Jahren bemerkenswerte 
Fortschritte im Hinblick auf einen schrittweisen Wan-
del ihrer Mobilitätskultur gemacht – und internatio-
nal renommierte Auszeichnungen wie den Sustainable 
Transportation Award erhalten. Entscheidend für diesen 
Wandel war in allen Städten, zu denen im Übrigen auch 
Seoul, Bogotá, Curitiba und in den Industrieländern 
Kopenhagen, Amsterdam, Paris, Melbourne oder New 
York gehören, die starke politische Führungsrolle ih-
rer Bürgermeister wie Jaime Lerner (Curitiba), Michael 
Bloomberg (New York) oder Enrique Peñalosa (Bogo-
tá). Sie alle verfolgten ein visionäres Ziel: die Stadt als 
Treffpunkt der Menschen, als livable & ecomobile cities zu 
denken, in denen das Auto nur noch als „Gast“ gesehen 
wird.
Diese politischen Führungspersönlichkeiten bezogen 
ihre Bürger eng in den Entscheidungsfindungsprozess 
ein. Sie hielten eine Debatte über „die Stadt, die wir 
möchten“, die zu einem Paradigmenwechsel führte und 
die Grundlagen für eine langfristige und nachhaltige 
Stadtplanung neu definierte: weg vom infrastrukturlas-
tigen und kapitalintensiven Städtebau, hin zur energie-
effizienten, lebens- und erlebenswerten Stadt, die den 
Bürger und seine Bedürfnisse als neuen Maßstab für 
städtebauliche Entwicklung in den Mittelpunkt stellt. 
Bogotás Einwohner haben ihre Stadt jahrzehntelang als 
unschön, gefährlich und nicht lebenswert betrachtet; 
nun identifizieren sie sich wieder mit ihrer Lebensum-
gebung. „Plane deine Stadt nicht für die Fahrzeuge, son-
dern für ihre Menschen“, dieses Motto Enrique Peñalo-
sas hat Bogotá verändert. Mit seinem Bus Rapid Transit 
System (BRT) Transmilenio ist weltweit eine neue Ära 
öffentlichen Verkehrs eingeläutet worden. Auch setzen 
immer mehr Städte auf das Fahrrad als tägliches Fort-
bewegungsmittel. Ihre Bürger empfinden es als modern 
und modisch, mit dem  Rad unterwegs zu sein. So ent-
stehen gerade unter jungen Menschen vielerorts neue 
städtische Fahrradkulturen, die den bisherigen domi-
nanten Status des Automobils verblassen lassen. 
Auch in Guangzhou lässt sich eine ähnlich positive Ent-
wicklung beobachten. Dort wurde im Februar 2010 ein 
BRT eröffnet, das mit etwa einer Million Passagieren pro 
Tag sogar die meisten Metrosysteme Chinas hinter sich 
gelassen hat. Bereits bei der Planung wurde an die di-
rekte Verknüpfung der BRT-Linien mit dem U-Bahnsys-
tem gedacht. Damit ist es weltweit das erste mit einer 
Metro verbundene Bussystem. Ergänzt wird das Ange-
bot durch 15.000 bike-sharing-Fahrräder an fast 200 Fahr-
radstationen. Im Gegensatz zu vielen anderen Städten in 
China hat Guangzhou außerdem mit der Wiedereinfüh-
rung von Radwegen auf Hauptstraßen begonnen und 
5.500 Qualitäts-Fahrradabstellplätze an BRT-Stationen 
installiert. Im September 2010 hat die Stadt den Dongha-
ochong Greenway eröffnet – ein spektakuläres und viele 
Kilometer langes Netz an Grünflächen, Parks und Spiel-
plätzen mit langen Fahrradwegen. 
Die Stadt Medellin ist ein weiteres Beispiel für die 
schrittweise Öffnung hin zu neuen urbanen Verkehr-
konzepten. Die verantwortlichen Stadtplaner haben auf 
den Um- und Ausbau von 1,6 Millionen Quadratmetern 
öffentlicher Plätze und Räume gesetzt und bieten ihren 
Bürgern 25 Parks und elf städtische Promenaden. Das 
gut ausgebaute bike-sharing-Programm EnCicla ist erfolg-
reich in das ÖPNV-System integriert worden. Medellin 
bietet seinen Einwohnern gleich mehrere kostengünsti-
ge und effektive Transportalternativen. Die U-Bahn, das 
Seilbahnsystem MetroCable, und das BRT -Projekt Met-
roplús bilden im Ticketverbundsystem das Rückgrat des 
öffentlichen Transportnetzes. Eine neue Komponente ist 
V. Beispiele neuer städtischer Mobilitätskultur
Empfehlung
Technologische Innovationen im Verkehrssektor sind 
nur bedingt geeignet, derzeitige Mobilitätsprobleme 
zu lösen. Vielmehr müssen innovative Konzepte ent-
wickelt werden, die das Verhalten der Verkehrsteil-
nehmer in den Mittelpunkt stellen. Verkehrs- und 
Stadtplaner sollten ihre Maßnahmen verstärkt an 
dem Konzept des AVOID/SHIFT/IMPROVE ausrich-
ten. Die Akzeptanz nachhaltiger Transportmittel 
bedarf eines kollektiven Lern- und Umdenkungs-
prozesses, der durch die Bereitstellung attraktiver 
Transportmittel und durch gezielte Informations- 
und Werbekampagnen befördert werden muss.
auch das ridesharing-Programm für Pendler (Comparte tu 
Carro), bei dem sich mehrere PKW-Pendler die Fahrt zur 
Arbeit teilen. Alle Maßnahmen werden über neue Me-
dien und web-basierte soziale Netzwerke kommuniziert 




Es gibt bereits zahlreiche Städte in Schwellen- und 
Entwicklungsländern, die durch herausragende po-
litische Führung den individuellen Verkehr reduziert 
bzw. auf nachhaltigere Transportmittel verlagert 
haben. Ein verstärkter internationaler Wissens- und 
Erfahrungsaustausch ist notwendig, damit sich an-
dere Städte und Regionen an diesen Erfahrungen 
orientieren können.
Gemeinsame Ziele und Vorgehensweisen
Die jüngsten Verhandlungen der UN Commission on Sus-
tainable Development (UNCSD) in New York haben die 
Problematik verdeutlicht, bei den Themen Mobilität und 
Transport eine globale Einigung über Ziele und Vorge-
hensweisen zu erreichen. Entwicklungs- und vor allem 
Schwellenländer befürchten, dass ihnen durch Emissi-
onsbeschränkungen hohe Kosten entstehen, die sich ne-
gativ auf ihr Wirtschaftswachstum auswirken. Sie beto-
nen vor allem die Verantwortung der Industrienationen, 
die den größten Anteil am Ressourcenverbrauch und an 
den Treibhausgasemissionen aufweisen.
Hoffnungsvoll stimmt aber, dass mittlerweile viele inter-
nationale Erklärungen wie die Bangkok 2020 Declaration 
oder die Bogotá Declaration die Bedeutung von Trans-
port im Zusammenhang mit nachhaltiger Entwicklung 
anerkennen. Einen Schritt weiter geht die globale Part-
nerschaft SLOCAT (Partnership on Sustainable, Low Carbon 
Transport) mit ihrer Forderung an die UN und nationale 
Regierungen, die Bedeutung nachhaltiger Transportpoli-
tik bei der Erreichung der Millennium-Entwicklungsziele 
stärker zu berücksichtigen. Sie fordert die Anerkennung 
des Nachhaltigkeitszieles in Bezug auf Transport, um 
einen allgemeinen und gerechten Zugang zu sicherer, 
sauberer und kostengünstiger Mobilität zu ermöglichen. 
Darauf aufbauend wird gefordert, sich auf Indikatoren 
und Messverfahren zu einigen, um den Fortschritt nach-
haltiger Transportpolitik zu messen, insbesondere Daten 
zur Luftverschmutzung und zum Anteil von Treibhaus-
gasen aus dem Verkehrssektor. Außerdem strebt die 
SLOCAT-Initiative eine Verbesserung der institutionel-
len Rahmenbedingungen auf der UN Ebene an. Ziel ist 
die Errichtung einer globalen Koordinationsstelle für die 
Bereiche capacity building, Datensammlung, Monitoring 
und regionale Entwicklung. Der Aufbau einer solchen 
Institution soll die gemeinsame Abstimmung über Zie-
le, Kriterien und Indikatoren verbessern, Wissens- und 
Technologietransfer ermöglichen und die Verbindung 
mit anderen Sektoren wie Siedlungsentwicklung, Ener-
gie- und medizinischer Versorgung koordinieren. Auch 
Entwicklungsorganisationen und multilaterale Entwick-
lungsbanken werden in diesem Zusammenhang aufge-
fordert, sich an den vereinbarten Zielen und Indikatoren 
zu orientieren und ihre Politik und Maßnahmen zu eva-
luieren.
Im Bereich Verkehrssicherheit zeichnen sich ebenfalls 
positive Entwicklungen ab. Die 2011 von den Vereinten 
Nationen ausgerufene Dekade der Verkehrssicherheit 
hat es sich zum Ziel gesetzt, die Zahl der Verkehrstoten 
bis 2025 zu halbieren. Die Maßnahmen zielen auf ein 
besseres Management der Verkehrssicherheit durch den 
Aufbau von speziellen Institutionen, die in vielen Län-
dern zum Teil noch gar nicht vorhanden oder schlecht 
ausgestattet sind. Da etwa 80 Prozent der Verkehrsun-
fälle auf menschliches Versagen zurückgehen, stehen 
Verkehrsverhalten, Training und Schulung im Vorder-
grund. Weitere wichtige Maßnahmen sind sichere Stra-
ßen und Fahrzeuge sowie die Versorgung von Opfern 
nach einem Unfall.
Finanzierung nachhaltiger Mobilität
Die Umsetzung jeglicher verkehrspolitischer Maßnah-
men ist abhängig von den zur Verfügung stehenden 
finanziellen Ressourcen und der Ausgabenstruktur. Im 
Transportsektor überwiegen nationale Investitionen. 
Diese Mittel werden zu einem großen Teil in Straßenbau 
und Straßeninstandsetzung sowie in Hafen- und Flug-
hafeninfrastruktur investiert. Eine Veränderung dieser 
VI. Die Verantwortung der internationalen Gemeinschaft
Schwerpunktsetzung ist daher zentral, um die Nachhal-
tigkeit von Verkehrsinvestitionen zu steigern. 
So finden sich beispielsweise sowohl in den Bereichen 
Verkehrssicherheit, ÖPNV und nichtmotorisierter Trans-
port Finanzierungen über Steuermittel oder über Nut-
zungsgebühren. Dabei können Systeme öffentlich, privat 
oder in PublicPrivatePartnerships betrieben werden. In 
Entwicklungsländern steigt der Transportbedarf stetig, 
zusätzliche finanzielle Mittel sind aber oft nicht vorhan-
den. Daher kommt den Geberinstitutionen eine wichti-
ge Rolle dabei zu, durch gezielte Kriterien nachhaltige 
Mobilitätsformen zu unterstützen. Dennoch sind es ge-
rade die internationalen Geberorganisationen, die den 
Transportsektor finanziell lange vernachlässigt haben. 
Ihr Schwerpunkt lag – ähnlich wie der nationaler Regie-
rungen – über Jahrzehnte auf der einseitigen Förderung 
von Straßeninfrastruktur. Die künftige Bereitstellung 
ausreichender finanzieller Mittel stellt somit eine Vor-
bedingung für eine zukunftsfähige Entwicklung des 
Transportsektors dar. Eine wachsende Rolle kommt den 
multilateralen Entwicklungsbanken zu, die sich bereits 
für eine stärkere Orientierung von Transportinvestitio-
nen an Nachhaltigkeitskriterien ausgesprochen und eine 
„100 Billion US-Dollar Initiative“ zur Finanzierung von 
nachhaltigen Transportprojekten angekündigt haben.
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Empfehlung
Regierungen von Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern und Geberorganisationen der Entwicklungszu-
sammenarbeit haben erheblichen Einfluss auf die 
Art und Weise, wie künftige Transportpolitik und 
Mobilitätsplanung in den Ländern des globalen Sü-
dens gestaltet und umgesetzt wird. Beide Akteure 
sollten ihre Investitionen und Kredite für Transport-
projekte eng an die oben genannten Forderungen 
zur Nachhaltigkeit knüpfen. Den multilateralen Ent-
wicklungsbanken kommt hierbei eine besondere und 
richtungsweisende Funktion zu.
Der heutige Mobilitätsstil hat sich schon seit geraumer 
Zeit als nicht zukunftsfähig erwiesen. Er belastet das Kli-
ma, die menschliche Gesundheit, die globalen Ressour-
cen und ist zudem von einer großen Ungleichheit zwi-
schen ärmeren und reicheren Bevölkerungsschichten, 
Autobesitzern und Nicht-Autobesitzern sowie zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern gekennzeichnet.
Ein einseitiger Glaube an technische Innovationen, al-
ternative Treibstoffe oder einzelne Verkehrsträger wird 
die beschriebenen Probleme nicht lösen. Erfolg verspre-
chend ist nur ein gut abgestimmtes Konzert spezifischer 
Maßnahmen, die darauf abzielen, überflüssige Wege zu 
vermeiden, Güter und Personen mit möglichst nachhalti-
gen Verkehrsmitteln zu bewegen und Transportsysteme 
durch technologische Innovationen und alternative An-
triebe so effizient wie möglich zu machen. Eine entschei-
dende Rolle spielen Ansätze, die einen Bewusstseins-
wandel der Bevölkerung hin zu nachhaltiger Mobilität 
zum Ziel haben. Ohne eine grundlegende Verhaltensän-
derung der Menschen ist die Verwirklichung einer zu-
kunftsfähigen, nachhaltigen Mobilität nicht möglich. 
Während in Entwicklungsländern zusätzliche Infra-
struktur weiterhin nötig ist – insbesondere zur Erschlie-
ßung ländlicher Räume und zur Verbesserung des Mobi-
litätsangebots in urbanen Räumen –,  muss der Transport 
in Industrieländern in den nächsten Jahren erheblich 
unabhängiger von fossilen Treibstoffen werden. Vorhan-
denes Wissen und Erfahrungen aus erfolgreicher Praxis 
müssen stärker ausgetauscht und nationale und lokale 
Institutionen besser ausgestattet und vernetzt werden. 
Eine starke politische Führung wird entscheidend sein, 
damit der Transportsektor sein Potenzial zur Erreichung 
der Millennium-Entwicklungsziele voll ausschöpfen 
kann. Nationale, bilaterale und multinationale Geber 
müssen viel stärker als bisher in nachhaltige Transport-
projekte investieren und dabei die spezifischen Mobili-
tätsherausforderungen in Schwellen- und Entwicklungs-
ländern einbeziehen.
Den Vereinten Nationen kommt eine zentrale Bedeu-
tung bei der Definition gemeinsamer Ziele und Vorge-
hensweisen zu. Ihre Unterstützung durch politisch und 
gesellschaftlich wichtige Akteure ist ausschlaggebend, 
um Empfehlungen in die Tat umzusetzen. Nur durch 
breite politische und gesellschaftliche Allianzen ist die 
Verwirklichung einer zukunftsfähigen, gerechten und 
nachhaltigen Mobilität zu erreichen.
VII. Fazit
Policy Paper 36 der Stiftung Entwicklung und Frieden
Herausgeberin: 




Tel.: (0228) 9 59 25-0 













Dr. Jürgen Perschon, Geschäftsführer, European Institute for Sustainable 
Transport (EURIST), Hamburg (eMail: perschon@eurist.info)
Dr. Axel Friedrich, Freier Berater, Berlin
Prof. em. Dr. Heiner Monheim, Institut für Raumentwicklung und 
Kommunikation, Universität Trier
Prof. Dr. Rainer Rothfuß, Geographisches Institut, Eberhard Karls Universität 
Tübingen
Die Stiftung Entwicklung und Frieden (SEF) ist eine überparteiliche und 
gemeinnützige Stiftung, deren Stifter die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, 
Berlin, Brandenburg und Sachsen sind. Sie versteht sich als Forum für den deutschen 
und internationalen Austausch über die politische und soziale Gestaltung der 
Globalisierung. Ihr Ziel ist eine menschenwürdige und nachhaltige Entwicklung 
weltweit. Mit ihren Publikationen und Veranstaltungen wirkt die Stiftung an der 
Schnittstelle von Politik, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Wirtschaft. 
Dem Kuratorium stehen die Ministerpräsidenten der vier Stifterländer vor. 
Vorstandsvorsitzende ist Staatssekretärin a. D. Karin Kortmann, stellvertretende 
Vorsitzende sind Staatssekretär a. D. Dr. Gerd Harms und Prof. Dr. Michael Zürn. 
Vorsitzender des Beirats ist Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Senghaas. Geschäftsführerin 
der Stiftung ist Dr. Michèle Roth.
In der Reihe Policy Paper nehmen namhafte Experten Stellung zu drängenden 
Fragen der Weltentwicklung. Auch damit will sich die Stiftung Entwicklung und 
Frieden intensiv an der politischen Diskussion über globale Themen betei ligen 
und politische Handlungsempfehlungen geben.
Ausgewählte Hefte aus der Reihe Policy Paper
(Die Policy Papers erscheinen in deutscher und englischer Sprache und auch in 
elektronischer Form. Preis pro Heft: € 2,50):
35 Anpassung an den Klimawandel. Institutionelle und finanzielle Herausforderungen. 
Pieter Pauw, Chinwe Ifejika Speranza, Isabel van de Sand, Marcus Kaplan, 
Benjamin Schraven, November 2011
34 Anforderungen an ein globales Energieregime. Strategien für einen fairen Zugang zu 
nachhaltiger Energie. Manfred Fischedick, Sylvia Borbonus, Hanna Scheck, April 2011
33 Spannungen zwischen Migrantengruppen: Importiert oder hausgemacht? 
Empfehlungen an kommunale Akteure am Beispiel des türkisch-kurdischen 
Konflikts. Jan Hanrath, Februar 2011 
32 Humanitäre Hilfe – Instrument zur Schaffung geordneter Staatlichkeit? 
Handlungsempfehlungen vor dem Hintergrund der Haiti-Katastrophe.  
Hans-Joachim Heintze, April 2010
Der Inhalt gibt nicht unbedingt die Meinung der Herausgeberin wieder.
